
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Reinhard Houben, Michael Theurer, 
Dr. Marcel Klinge, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/16600 –

Wettbewerbsverzerrung im europäischen Einzelhandel

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Der europäische Handelssektor umfasst 5,5 Millionen Einzelhandelsunterneh-
men und bedient rund 500 Millionen Verbraucher in der Europäischen Union. 
Darauf entfallen auf Deutschland rund 340.000 Unternehmen, die 2017 steuer-
pflichtig gemeldet waren (www.de.statista.com/statistik/daten/studie/162117/
umfrage/anzahl-der-einzelhandelsunternehmen-nach-umsatzgroesse/). Zudem 
stellt der Handel jeden siebten Arbeitsplatz in Europa. Im Jahr 2017 setzte der 
Einzelhandel EU-weit rund 2,9 Billionen Euro um, davon 560 Mrd. Euro in 
Deutschland (www.de.statista.com/statistik/daten/studie/261444/umfrage/ums
atz-im-einzelhandel-in-der-eu-nach-laendern/). Unter den zehn umsatzstärks-
ten Einzelhandelsunternehmen sind vier deutscher Herkunft. Darunter die 
Schwarz-Gruppe auf Platz 1 (Muttergesellschaft von Lidl und Kaufland), Al-
diNord/Aldi Süd, Edeka und die Rewe Group (www.de.statista.com/statistik/d
aten/studie/503743/umfrage/umsatz-der-fuehrenden-einzelhandelsunternehme
n-in-europa/).

Dem Einzelhandelsverband HDE zufolge verfolgen einige mittel- und osteu-
ropäische EU-Mitgliedstaaten eine zunehmend protektionistische Politik ge-
genüber EU-ausländischen Handelsketten, die eine Markterschließung er-
schweren. Die Folge ist eine Reihe von handelskritischen und diskriminieren-
den Wettbewerbs-, Lebensmittel- und anderen Gesetzen, die mit den Grund-
prinzipien des EU-Binnenmarktes und dem EU-Recht im Widerspruch stehen 
könnten. Den Fragestellern vorliegende Informationen belegen verschiedene 
wettbewerbsbehindernde Praktiken.

Die bulgarische Regierung soll beispielsweise in ihrem Vorhaben zur Produkt-
kennzeichnung verboten haben, Produkte nachträglich zu etikettieren oder ein 
Klebeetikett mit allen rechtlichen erforderlichen Lebensmittelinformationen in 
der Landessprache anzubringen, so z. B. im Falle von internationalen Produk-
ten, die ursprünglich nicht auf Bulgarisch gekennzeichnet sind. Die Slowakei 
erlaube in ihrem Hygienegesetz bei abgelaufenem Mindesthaltbarkeitsdatum 
oder Verbrauchsdatum Bußgelder in Höhe von 1 bis 5 Mio. Euro zu verhän-
gen. Des Weiteren soll die slowakische Regierung das Gesetz über unange-
messene Geschäftsbedingungen verschärft haben. Seither müsse sich die Hälf-
te aller Werbemaßnahmen auf nationale Produkte beziehen. Bei wiederholten 
Verstößen soll ein Bußgeld in Höhe von 1 bis 5 Mio. Euro verhängt werden. 
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Die rumänische Regierung verpflichtet sogenannte Hypermärkte – juristische 
Personen mit einem Umsatz über 2 Mio. Euro – dazu, mindestens 51 Prozent 
ihrer angebotenen Waren aus heimischer Produktion, der kurzen Produktions-
kette, anzubieten. Bei Zuwiderhandlung drohen Strafen bis zur Schließung der 
Supermärkte.

Weiter seien insbesondere in Ungarn viele handelskritische Gesetzgebungen 
festzustellen wie das Gesetz XCV zum Verbot unfairer Vertriebspraktiken ge-
genüber Lieferanten im Agrar- und Lebensmittelsektor. Dieses beinhalte ein 
Dienstleistungsverbot zu Produktplatzierung, keinen Verkauf unter Einkaufs-
preis, Gewinnmargen für identische ungarische und ausländische Agrarpro-
dukte dürfen nicht unterschiedlich sein und auch die Möglichkeit, auf Wunsch 
der Lieferanten Verzugszinsen, Nebenbedingungen oder Vertragsstrafen ver-
traglich auszuschließen. Des Weiteren bestehe eine Berichtspflicht über allge-
meine B2B-Vertragskonditionen. Händler müssen allgemeine Vertragskonditi-
onen mit dem Zulieferer online veröffentlichen und eine nationale Behörde in-
formieren. Ab einem jährlichen Umsatz von über 20 Mio. Ungarischen Forint 
muss ein Händler in seinem Geschäftsbericht umfassende Details über seine 
Dienstleistungen für Lieferanten wie Konditionen und maximale Kosten ver-
öffentlichen. Verstöße würden mit einem Bußgeld von 10.000 bis 500.000 Un-
garischen Forint geahndet. Die Rechtsmittel seien begrenzt auf eine Instanz, 
ohne Möglichkeit in Berufung zu gehen.

Unternehmen sollten nach Ansicht der Fragesteller jedoch darauf vertrauen 
können, dass sie in allen EU-Ländern die gleichen Wettbewerbsbedingungen 
und den gleichen Rechtsrahmen vorfinden. So ist es ihnen möglich – unabhän-
gig von ihrer Größe –, in allen Ländern der EU präsent zu sein. Jegliche Art 
von Diskriminierung steht dem zentralen europäischen Grundgedanken entge-
gen. Der Handelsverband Deutschland (HDE) veröffentlichte bereits Anfang 
des Jahres, zur neuen Legislaturperiode des Europäischen Parlaments, ihre 
grundlegenden Forderungen, die Vorteile der Vertrags- und Wettbewerbsfrei-
heit wieder stärker in den Mittelpunkt des politischen Denkens rücken sollen 
(www.einzelhandel.de/images/Europawahl_2019/HDE_Europa_Wettbewerbs
freiheit_2019). Unter anderem wurde die Europäische Kommission und das 
Europäische Parlament aufgefordert, den Abbau bestehender regulatorischen 
Marktbarrieren im Binnenmarkt konsequent voranzutreiben (www.einzelhand
el.de/wettbewerbsfreiheit). Der Schwerpunkt liegt insbesondere bei den beste-
henden und neu eingeführten Handelshindernissen osteuropäischer Staaten ge-
genüber anderen Mitgliedsländern wie die Änderungen bezüglich bisher nach 
EU-Recht zulässiger Einkaufskonditionen und die Einführung einer Pflicht 
zur Veröffentlichung von Vertragsbedingungen zwischen Händler und ihren 
Lieferanten. Die Einschränkungen haben elementare Auswirkungen auf das 
Geschäftsmodell des Handels, die Niederlassungsfreiheit sowie auf den freien 
Verkehr von Waren und Dienstleistungen.

Auch die Industrie- und Handelskammer München und Oberbayern macht 
sich für die Stärkung des Binnenmarktes stark. Unter anderem fordert sie, ge-
gen einseitige bürokratische Hürden von Mitgliedstaaten vorzugehen, 
Anzeige-, Melde- und Nachweispflichten im grenzüberschreitenden Dienst-
leistungsverkehr zu vereinfachen, Vorschriften an praktische Erfordernisse der 
Unternehmen und neueste wirtschaftliche Entwicklungen anzupassen und fle-
xibler zu gestalten und einfache, einheitliche und umfangreiche Informationen 
für grenzüberschreitende Dienstleistungen über Onlineplattformen auf Eng-
lisch bereitzustellen (www.ihk-muenchen.de/de/Wirtschaftsstandort/Europaw
ahl/Positionen-Europawahl/Binnenmarkt-vollenden/).
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 1. Wie schätzt die Bundesregierung die Lage im Hinblick auf Wettbewerbs-
hemmnisse speziell für deutsche Einzelhandelsketten im europäischen 
Binnenmarkt, insbesondere für Bulgarien, Kroatien, Polen, Rumänien, 
Slowakei, Tschechien und Ungarn, ein?

 2. Sieht die Bundesregierung ähnliche Probleme bei anderen europäischen 
Ländern?

 3. Sieht die Bundesregierung ähnliche Probleme für weitere Branchen in 
den genannten Ländern?

Die Fragen 1 bis 3 werden gemeinsam beantwortet.
Nach Auffassung der Bundesregierung ist ein transparentes, sicheres und vor-
hersehbares Regulierungsumfeld wichtige Voraussetzung für Investitionen.
Der Bundesregierung liegen einzelne Beschwerden von deutschen Wirtschafts-
vertretern, insbesondere des deutschen Einzelhandels vor, in denen diese Wett-
bewerbshemmnisse für ausländische Unternehmen in anderen EU-
Mitgliedstaaten bemängeln. Die Bewertung der Regelungen obliegt der Euro-
päischen Kommission.

 4. Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf, und welche Bemühungen 
unternimmt die Bundesregierung, um bestehende regulatorische Markt-
barrieren im Binnenmarkt abzubauen?

Die Bundesregierung setzt sich für eine Stärkung des Binnenmarktes ein. Sie 
ist der Auffassung, dass noch bestehende ungerechtfertigte Hindernisse besei-
tigt werden müssen und keine neuen geschaffen werden dürfen. Die Europä-
ische Kommission wird voraussichtlich im Frühjahr 2020 eine Bewertung der 
verbleibenden Hindernisse im Binnenmarkt mit oder ohne Regulierungscharak-
ter und Lösungsmöglichkeiten vorlegen. Die Bundesregierung wird die Bewer-
tung der Europäischen Kommission sorgfältig prüfen.

 5. Führt die Bundesregierung Gespräche mit der Europäischen Kommissi-
on, um derartige Probleme zu beseitigen und zu lösen?

Wenn ja, mit wem, wann, und mit welchem Ergebnis?

Wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung steht in regelmäßigem Kontakt mit der Europäischen 
Kommission und setzt sich für eine Beseitigung verbleibender ungerechtfertig-
ter Hindernisse im Binnenmarkt ein.

 6. Führt die Bundesregierung Gespräche mit den Regierungen der betroffe-
nen Mitgliedsländer?

Wenn ja, mit wem, wann, und mit welchem Ergebnis?

Wenn nein, warum nicht?

Die Bundesregierung steht mit den Regierungen der genannten Mitgliedstaaten 
in regelmäßigem Kontakt zu verschiedenen Themen, darunter auch verbleiben-
de ungerechtfertigte Hindernisse im europäischen Binnenmarkt.
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 7. Teilt die Bundesregierung die Position, dass mittel- und osteuropäische 
Staaten gegenüber anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union pro-
tektionistische Politik betreiben, um die Marktchancen deutscher Einzel-
handelsketten zu reduzieren?

Wenn ja, welche gesetzgeberischen Maßnahmen sind der Bundesregie-
rung bekannt, und was unternimmt sie dagegen?

Die Bundesregierung beteiligt sich nicht an Spekulationen über mögliche Ziele 
der Regulierungen anderer EU-Mitgliedstaaten. Im Übrigen wird auf die Ant-
wort zu Frage 6 verwiesen.

 8. Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung zutreffend, dass die bulgari-
sche Regierung plant, die nachträgliche Etikettierung von Produkte zu 
untersagen, die ursprünglich nicht auf Bulgarisch gekennzeichnet sind?

Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diese Regelung?

Die nachträgliche Etikettierung von Produkten ist gängige Praxis in Bulgarien 
und soll nach Kenntnis der Bundesregierung auch nicht eingeschränkt werden.

 9. Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung zutreffend, dass die Slowakei 
fast ausschließlich gegenüber ausländischen Handelsketten bei abgelau-
fenem Mindesthaltbarkeitsdatum oder Verbrauchsdatum Bußgelder ver-
hängt und deren Höhe unverhältnismäßig hoch sind?

Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diese Regelung?

Die Bundesregierung hat keine umfassende Kenntnis über die Bußgeldpraxis 
der slowakischen Regierung. Die Bewertung slowakischer Regelungen obliegt 
der Europäischen Kommission als Hüterin der Europäischen Verträge.

10. Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung zutreffend, dass sich in der 
Slowakei 50 Prozent der Gesamtheit der Werbemaßnahmen verpflich-
tend auf nationale Produkte beziehen müssen und bei wiederholten Ver-
stößen ein Bußgeld in Höhe von 1 bis 5 Mio. Euro verhängt werden 
kann?

Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diese Regelung?

Der Bundesregierung ist eine derartige Regelung bekannt. Die Bewertung der 
Regelung obliegt der Europäischen Kommission.

11. Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung zutreffend, dass die ungarische 
Gesetzgebung zum Verbot unfairer Vertriebspraktiken Produktplatzierun-
gen, einen Verkauf unter Einkaufspreis, abweichende Gewinnmargen für 
identische einheimische und ausländische Agrarprodukte und, auf 
Wunsch des Lieferanten, Verzugszinsen, Nebenbedingungen oder Ver-
tragsstrafen untersagt?

Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diese Regelung?

Der Bundesregierung ist eine derartige Regelung in Ungarn bekannt. Die Be-
wertung der Regelung obliegt der Europäischen Kommission.
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12. Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung zutreffend, dass in Ungarn die 
Berichtspflicht über allgemeine Vertragskonditionen Händler dazu 
zwingt, allgemeine Vertragskonditionen mit dem Zulieferer online zu 
veröffentlichen und eine nationale Behörde zu informieren, Händler ab 
einem jährlichen Umsatz von über 20 Mio. Ungarischen Forint in ihrem 
Geschäftsbericht umfassende Details über Dienstleistungen für Lieferan-
ten wie Konditionen und maximale Kosten veröffentlichen müssen, un-
verhältnismäßig hohe Bußgelder gegen Verstöße des Gesetzes verhängt 
werden dürfen und dabei die Rechtsmittel so stark begrenzt sind, dass 
nur auf einer Instanz geklagt werden darf, ohne Möglichkeit, in Berufung 
zu gehen?

Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diese Regelung?

Der Bundesregierung sind die angesprochenen Regelungen in Ungarn bekannt. 
Die Bewertung der Regelungen obliegt der Europäischen Kommission.

13. Wie beurteilt die Bundesregierung die einzelnen Forderungen der IHK 
München und Oberbayern „EU-Binnenmarkt vollenden“?

Eine Bewertung von Forderungen der IHK München und Oberbayern zum Bin-
nenmarkt wurde seitens der Bundesregierung nicht vorgenommen.

14. Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung zutreffend, dass rumänische 
Hypermärkte mindestens 51 Prozent ihrer Waren aus heimischer Produk-
tion anbieten müssen, und ihnen bei Nichteinhaltung die Schließung 
droht?

Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diese Regelung?

Der Bundesregierung ist die angesprochene Regelung bekannt. Am 15. Februar 
2017 hat die Europäische Kommission gegen Rumänien ein Vertragsverlet-
zungsverfahren eingeleitet, da die Regelung gegen die Warenverkehrs- und die 
Niederlassungsfreiheit verstößt und somit dem EU-Recht zuwider läuft. Seit-
dem gibt es Gespräche zwischen den rumänischen Behörden und der Europä-
ischen Kommission zur Anpassung des Gesetzes. Einstweilen wird das Gesetz 
nicht durchgesetzt, Beschwerden der Einzelhändler diesbezüglich gibt es der-
zeit nicht.
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